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Am 25. April d, J., auf einem „Aus­
spracheabend der Jungen Kandidaten der 
SED mit Arbeiterveteranen und den Mit­
gliedern des Büros der SED-Bezirksleitung 
Groß-Berlin" im „Haus der jungen Ta­
lente" in der Klosterstraße trompetete 
der Kandidat des Politbüros des ZK und 
1. Sekretär der Bezirksleitung, Paul Ver­
ner:

Adenauer und die Bonner Regierung 
versuchen alles, um die Behandlung und 
erst recht eine friedliche Lösung der 
Deutschland- und Berlin-Frage von der 
Gipfelkonferenz auszuklammern. Diese 
Versuche müssen jedoch bereits als ge­
scheitert betrachtet werden. Sie geben ihr 
Spiel mit dem Feuer aber nicht auf. Als 
Gegner jeder Entspannung und Verstän­
digung, als Gegner der Gipfelkonferenz 
und des Prinzips der friedlichen Koexi­
stenz gehen sie jetzt dazu über, die 
Gipfelkonferenz und jeden Schritt auf dem 
Wege zur Entspannung durch Provoka­
tionen zu sabotieren.

Nach dem Bericht der „Berliner Zei­
tung" (Nr. 110) vom 26. April 1960 führte 
er u. a. weiterhin aus:

In aller Heimlichkeit und in Überein­
stimmung mit Bonner Behörden und Sa­
botageorganisationen ist in Westberlin 
eine bewaffnete Bürgerkriegstruppe auf­
gestellt worden, die unter der Schirmherr­

schaft des sozialdemokratischen Innen­
senators Lipschitz steht und sich nach 
außen als Freiheitsbund e. V. tarnt. Neben 
Personen aus reaktionären Kreisen ge­
hören auch die rechten SPD-Funktionäre 
Franz Meyer und Ernst Carlbergh 
zur Leitung dieses Geheimbundes.

Aufgabe dieser Bruderkriegs- und Pro­
vokationstruppe ist es, gegen friedlie­
bende und fortschrittliche Bürger und 
„gegen Kommunisten in Westberlin" vor­
zugehen und Störaktionen gegen das de­
mokratische Berlin durchzuführen. Die 
Mitglieder dieser Organisation erhalten 
Waffenausbildung durch Stupo-Offiziere. 
Daß es sich bei diesem „Freiheitsbund" 
um eine Einrichtung handelt, die das Licht 
der Öffentlichkeit scheut, geht allein schon 
aus der Tatsache hervor, daß sich ih^ 
Mitglieder nicht beim Namen, sondeS 
mit einer Nummer anreden-----------

Wie gefährlich die Absichten dieser Ge­
heimorganisation sind, wird daraus klar, 
daß sich die Verantwortlichen mit Plänen 
beschäftigen, die westlichen Besatzungs­
mächte in Provokationen hineinzuzerren, 
wenn es sich als notwendig erweist, d. h., 
wenn die Politik des kalten Krieges 
scheitert. -----------

Der restliche Teil der Berliner Ost- 
Presse ergänzte diesen Bericht mit den 
Phantastereien, daß die „Bürgerkriegs-
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garde" während der Gipfelkonferenz in 
Paris Zwischenfälle in Berlin durchführen 
soll. „So sollen diese Banditen West­
berliner Demonstranten überfallen, Grenz­
sicherungen und Bahnanlagen beschädi­
gen und zertrümmern und auf Grenz­
posten des demokratischen Berlins schie­
ßen. ------- —

Nun, wir trauen weder Herrn Verner noch 
den Vertretern der Berliner Ost-Presse so 
viel Mangel an Intelligenz zu, daß sie an 
diesen Blödsinn selbst glauben. Die ganze 
Angelegenheit war doch nur so kurz vor 
der beabsichtigten und dann durch Chru­
schtschow geplatzten Pariser Gipfelkonfe- 
^enz künstlich hochgespielt worden, um 
^rf Seiten der SED ein vermeintliches 
Gegengewicht zu haben, sollte auf der 
Gipfelkonferenz die Frage der „Betriebs- 
Kampfgruppen" angeschnitten werden.

Unser Freiheitsbund ist, wie alle Kame­
raden wissen, kein«-Geheimbund. Als sich 
bald nach 1945 die heutigen Umstände in 
ihren ersten Anzeichen abzuzeichnen be­
gannen, sammelten sich ehemalige Reichs­
bannerkameraden und junge ebenfalls 
tatbereite Demokraten unter der Devise 
„Die Demokratie nur den Demokraten". 
Sie wollten nicht noch einmal das desastre 
der Weimarer Zeit erleben, wo ein sich 
sonst republikanisch gebendes Bürgertum 
in antisozialdemokratischen Vorurteilen 
befangen war, den erfolgten Umbruch des 
„Vierten Standes" zur staatserhaltenden 
und den Staat verteidigenden Partei nicht 
begriff und aus Angst vor den „vater­
landslosen' Gesellen" ein Schutzbündnis 
mit der SPD ablehnte. Dabei gebietet die 
Gerechtigkeit zu bekennen, daß es in den 
Entscheidenden Stunden auch in der da­
maligen sozialdemokratischen Führer­
schicht eine Reihe von Versagern gab, die 
z. B. nach Papens Staatsstreich am 20. Juli 
1932 nur den Staatsgerichtshof anriefen, 
während der preußische Innenminister 
Severing, der persönlich kein Angst­
hase war, „nur der Gewalt" wich: Durch 
vorherige Absprache mit der „Gewalt", 
Termin-Einigung für die Amtsrückgabe 
20. Juli 1932, abends 8.00 Uhr, im Mini­
ster-Arbeitszimmer.

Am l.Mai 1951 wurde unser Freiheits­
bund, die neue Sammlungsbewegung ent­

schiedener Republikaner und Demokraten, 
amtlich registriert. Amtlich und in aller 
Öffentlichkeit gab der FB seine Ziele be­
kannt: Unnachsichtiger Kampf gegen 
Links- und Rechtsradikalismus, gegen Re­
aktion und alle sonst Ewig-Gestrigen. Zu­
rückschlagen mit den gleichen Waffen, die 
der Gegner anzuwenden beliebt.

In der ersten Nummer der „Freiheits- 
fackel" (Januar 1956), dem Mitteilungs­
blatt für die Mitglieder des Freiheits­
bundes e. V. schrieben wir am Schluß des 
Leitartikels: „Es ist selbstverständlich, 
daß wir den demokratischen Staats­
organen allen schuldigen Respekt be­
zeugen und keine Extraansprüche für uns 
begehren. Wo wir aber fürchten müssen 
und erkennen, daß deren Kräfte zur Ab­
wehr von Angriffen gegen die Demokra­
tie versagen oder nicht ausreichen, weh­
ren wir uns wie gewohnt; denn unser 
Kurs ist der alte!"

Klar und deutlich haben wir also be­
reits vor Jahren ausgesprochen, was wir 
als unsere Aufgabe und Verpflichtung an­
sehen! Wie man da von einem Geheim­
bund faseln kann, ist doch zu offenkundi­
ger Blödsinn. Einem mangelhaften Nach­
richtendienst ist die SED auch aufgeses­
sen mit der Behauptung, die Mitglieder 
des Freiheitsbundes würden sich bei ihren 
Zusammenkünften nur mit Nummern an­
reden, nicht beim Namen. Dabei ist des 
Rätsels Lösung für diese „Gefährlichkeit": 
Auf den Sitzungen trägt sich jeder in die 
Anwesenheitsliste mit seiner Mitglieds­
nummer ein. Ein jahrelang zurückliegen­
der Beschluß, weil in den Listen manch­
mal die Unterschrift unleserlich war, was 
später oft Schwierigkeiten verursachte. 
Wir können diese Methode nur bestens 
weiter empfehlen. Im übrigen läßt es uns 
völlig kalt, wenn die SED und ihre Presse 
versuchen, uns zu diffamieren. Sie, die 
nicht genug des Lobes voll sein können, 
wenn ihre „Betriebskampfgruppen" in 
größeren Verbänden, untermischt mit 
Volkspolizei und Volksarmee, Gelände­
übungen in der Zone abhalten oder bei 
Aufmärschen in Ostberlin mit Maschinen­
pistolen und Karabinern paradieren, nen­
nen uns „Bürgerkriegsgarde", „Banditen" 
und unterstellen dem Freiheitsbund, bei 
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der jetzt in Bildung begriffenen West­
berliner Polizeireserve mit „revanche- 
lüsternden" Militaristen und Faschisten 
zusammenzuarbeiten.

Wir haben keine Zwangsfreiwilligen 
unter uns, die aus Angst vor ihrer poli­
tischen Vergangenheit mitmachen oder 
nur aus Sorge um die wirtschaftliche Exi­
stenz. Bei uns herrscht echte Freiwillig­
keit, wie sie in jeder wahren Demokratie 
Voraussetzung sein muß. Unser gerad­
liniger Weg zur Mitarbeit bei der ent­
stehenden Polizeireserve Westberlins 
liegt ebenfalls klar und offen da. Als freie 
Bürger eines trotz allem gesetzlich ge­
sicherten demokratischen Staates haben 
wir immer von unserm Recht der freien 
Meinungsäußerung in Wort und Schrift 
Gebrauch gemacht und kritisiert, was zu 
beanstanden war. Unsere monatlich er­
scheinende „Freiheitsfackel" legt den Be­
weis dafür ab.

Nie haben wir es aber mit der Kritik 
allein bewenden lassen; wir haben dann 
auch Verbesserungsvorschläge gemacht.

So schrieben.- wir („Freiheitsfackel" 
Nr. 12, April 1358): „Sehr begrüßt wird 
von uns —■ ■— die Forderung, daß die 
passiven Mitglieder, die wegen ander­
weitiger Inanspruchnahme (alters- oder 
gesundheitsbedingter Gründe) nicht zu 
den Aktiven rechnen können, aktive Mit­
arbeit im Sinne unserer Bestrebungen — 
Förderung, Sicherung und notfalls Ver­
teidigung der Demokratie — überall dort 
ausüben, wo sie ihre Position haben, sei 
es im zivilen Leben, im Behördenapparat 
oder in der Wirtschaft. Wenn diese dann 
in ihren Gruppen auch noch die Bestre­
bungen der Aktiven unterstützen bei den 
unabdingbaren Forderungen, z. B.:
1. Bekämpfung nicht nur der Links- und 

Rechtsradikalen, sondern ebenso der 
Reaktion, die schon einmal Wegberei­
ter für den Radikalismus war,

2. keine SA-Führer als Bundesminister,
3. keine NS-Staatssekretäre als heutige 

„Bundes-Staatssekretäre",
4. kein ehemaliger Hitler-Oberreichs­

anwalt als hochdotierter Staatspensio­
när,

5. keine „Führerbefehl"-Gestalten in der 
Bundeswehr, der Justiz sowie der Ver­
waltung und nicht zuletzt

6. Schaffung einer nichtmilitarisierten, 
fachlich und politisch zuverlässigen 
Polizei durch Entfernung aller ehe­
maligen SS-Offiziere und Landsknechts­
figuren aus den Führerstellen, beson­
ders in der Exekutive,

so werden sie durch eine solche Unter­
stützung dazu beitragen, daß sich die ge­
plante Dachorganisation schneller durch­
führen läßt, als es im Augenblick der Fall 
zu sein scheint. Und wenige Sätze zuvor 
forderten wir: „Jede wahrhaft demokra­
tische Gruppe, der es mit der Sicherui^Ä 
und Verteidigung der Demokratie ern^^ 
ist, schafft zunächst erst im eigenen Be­
reich Ordnung, in dem sie in möglichst 
großem Umfange die aktiven Kämpfer 
(„Fußvolk") stellt, die nun einmal zum 
Schutze des demokratischen Staates die 
Voraussetzung sind. Verfügen solche 
Gruppen dann mit der Zeit über nennens­
werte Aktiven-Bestände, so ist der Frei­
heitsbund jederzeit und- gern bereit, mit 
ihnen im Rahmen einer Dachorganisation 
(Demokratischer Schutzbund o. ä.) zusam­
menzuarbeiten. Ihre Einsatzstärke wird 
dann in der Führung dieser Dachorganisa­
tion jeden berechtigten Einfluß haben, denn 
der F. B will keine Monopolstellung, nur 
Sicherheit bei der Mitübernahme des Ri­
sikos durch andere Kampfgefährten."

Wen wundert es da noch, daß wir bei 
den Kursen für die Polizeireserve West­
berlins Zusammenarbeiten mit einsatz­
willigen Mitgliedern der „Jungen Union“ 
und der Gewerkschaften, deren demokra^k 
tische Grundeinstellung ebenfalls nicht 
Zweifel zu ziehen ist.

Ein „Spiegel"-Reporter hat geglaubt, 
uns in seiner Wochenschrift („Der Spie­
gel", Nr. 42, 12. Oktober 1960) folgender­
maßen glossieren zu müssen:

„. . . Als Entgelt für den Schweiß, den 
die Senatsrekruten auf den Übungsplät­
zen der Westberliner Bereitschaftspolizei 
in Schulzendorf und Lankwitz auf Befehl 
ihrer Polizei-Ausbilder vergießen werden, 
hat der rote Preuße Lipschitz lediglich ein 
Abendessen in Aussicht gestellt, das die 
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Freiwilligen laut Ausbildungsplan vier 
Monate lang zweimal wöchentlich kosten­
los verzehren dürfen.

Der paramilitärische Drill, dem sich die 
Milizionäre vor der Massenspeisung un­
terziehen, wird auch nicht durch die Ehre 
eines bunten Rockes gelohnt ..."

Abgesehen davon, daß an dieser „Mas­
senspeisung" kein wahres Wort ist, möch­
ten wir diesem Herrn empfehlen, etwas 
bei seinem Kollegen in die Schule zu 
gehen, der 41 Seiten weiter in derselben 
„Spiegel"-Nummer einen ganz anderen 
Ton anschlägt, als er von dem Versagen 
des Weimarer Staates, aber auch von sei- 

Biem Idealismus, besonders im Volke, be­
richtet. Einem Idealismus, der richtig ge­
führt und tatkräftig unterstützt, Reali­
täten geschaffen hätte, die den Hitler- 
Wahnsinn nicht hätten aufkommen lassen.

Notorische Besserwisser — heute wie 
damals — vermögen mit dem Begriff 
Idealismus, in welchem persönliche Selbst­
losigkeit nicht die kleinste Rolle spielt, 
natürlich nichts anzufangen.

Daß unser Idealismus, vom Reichsban­
ner überkommen, keine Wolkenkuckucks­
heimerei ist, daß der Freiheitsbund im 
Gegenteil realistisch vorausschauend 
mehr als viele andere die heutigen Zeit­
erscheinungen begriff und ihren Gefahren 
frühzeitig entgegentrat, beweist wohl 
auch unsere — „Landesverteidigung" 
überschriebene — Abhandlung in Nr. 19 
der „Freiheitsfackel" (Januar - Februar 
1959). Damals schrieben wir: „— — •—■ Es 
gibt in den nordischen Ländern eine be­
achtenswerte Organisation, die sich die 

Landesverteidigung als Aufgabe der De­
mokratie gestellt hat. Sie nennt sich 
„Volk und Verteidigung".

Der letzte Weltkrieg hatte die beiden 
Länder, Dänemark und Norwegen, durch 
ihre unbewaffnete Neutralität schwer be­
zahlen lassen. Diese Erfahrungen legten 
in neuester Zeit die Grundlagen für eine 
neue Verteidigungs- und Bündnispolitik, 
wobei es zunächst galt, die geschichtlichen 
Ressentiments und Hemmungen einer 
nicht verteidigungsbereiten Vergangen­
heit zu überwinden. Ähnlich wie wo 
anders, spielte auch das zwischen dem 

Militär und der politischen Linken ent­
standene Mißtrauen eine nicht unbeträcht­
liche Rolle.

Nachdem auf Grund wiederholt auf­
tretender bedrohlicher Ereignisse aller­
seits eine Bejahung der Verteidigungs­
bereitschaft festzustellen war, suchte man 
nach neuen Methoden zu ihrer Durch­
führung. In allen drei skandinavischen 
Ländern fing die politische Linke an, eine 
wesentliche Rolle bei den Erfordernissen 
für die Landesverteidigung zu spielen. 
Als Schweden, bündnisfrei, zur „totalen 
Verteidigung" übergegangen war, grün­
deten in Norwegen freie Organisationen 
1951 die Vereinigung „Volk und Ver­
teidigung".

In Dänemark und Schweden entstanden 
mit Unterstützung der Sozialdemokraten, 
der Arbeiterbewegung und der Jugend­
bünde ähnliche Organisationen. Ihre Trä­
ger sind die freien Gewerkschaften, die 
Genossenschaften, die politischen Jugend­
verbände aller demokratischen Parteien, 
alle wesentlichen Wirtschafts-, Berufs-, 
Frauen- und Sportvereinigungen, frei­
willige Vereinigungen der Landesvertei­
digung (Heimwehren) und Hilfsorganisa­
tionen, wie das Rote Kreuz. Die demo­
kratischen Parteien fördern zwar die 
Tätigkeit von „Volk und Verteidigung", 
sind aber als Partei in der Organisation 
nicht vertreten. Von militärischer Seite 
gehören der Organisation die Offiziers­
vereinigung des Heeres und die Vereini­
gung wehrpflichtiger Offiziere und Luft­
waffenoffiziere an.

„Volk und Verteidigung" in Norwegen 
hält mit den gleichgerichteten Organisa­
tionen in Dänemark und Schweden plan­
mäßig engeren Kontakt.

Wohl äußerten wir zu dieser Abhand­
lung über die nordischen Organisationen:

„Jedem dürfte klar sein, welcher unend­
lich weite Weg in Deutschland noch zu­
rückzulegen ist, wenn das skandinavische 
Vorbild bei uns Schule machen soll. Die 
Verhältnisse sind zu grundverschieden." 
Doch zum Schluß unseres „Landesvertei- 
digung"-Artikels schrieben wir- „Wenn 
es in Deutschland aus diesen oder jenen 
Gründen nicht möglich ist, eine Organisa­
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tion „Volk und Verteidigung“ zu bilden 
wie in den skandinavischen Staaten, so ist 
es ein Gebot der Stunde, etwas ähnliches 
zu bilden, ganz gleich — unter welchem 
Namen."

Zwar ist Berlin durch sein besonderes 
Schicksal ausgeklammert für die eben er­
wähnten Betrachtungen. Wir leben unter 
einem Besatzungsstatut, haben kein Mili­
tär, sondern Polizei, aber bildet diese 
Sonderheit nicht schon seit Jahren für 
eine gewisse Seite den Anreiz, bei uns 
Unruheherde zu stiften und dann vollen­
dete Tatsachen zu schaffen ä la Prag?

Nirgends ist die Gefahr einer politi­
schen Überrumpelung so groß wie für 
Westberlin! Ist es da nicht selbstverständ­
lich, daß der Freiheitsbund sich mit ande­
ren Einsatzbereiten zur Verfügung stellte, 
als er hörte, unsere Polizei hätte Schwie­
rigkeiten bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben, weil ihre Sollstärke zur Zeit nicht 
ausreicht?

Für die ehemaligen Reichsbannerkame­
raden werden die jetzt in Gang befind­
lichen Polizeireserve-Kurse eine gute 
Überholung alter Kenntnisse sein,. sie 
glauben auch, wie in alten Reichsbanner-

Am 1. Dezember 1960 verstarb 
unser Kamerad

FRITZ CASPAR
(Bezirk Spandau) 

geb. 11. März 1898.
Er war Mitglied des Freiheits­

bundes seit dem 18. Januar 1953.
Früher gehörte er dem Reichs­

banner an, war Vorsitzender der 
Musiker-Gewerkschaft und Mitbe­
gründer der Ugo.

Wir werden sein Andenken stets 
in Ehren halten.

Zeiten, am besten mit den Moskauhörigen 
fertig zu werden,, die jungen Freiheits- 
bündler aber, sofern sie nicht Soldat 
waren, werden durch diese Kurse instand­
gesetzt, die Erfordernisse kennenzulernen, 
die zur Abwehr von Angriffen gegen den 
Bestand Westberlins notwendig sind.

Hoffentlich folgen recht viele Berliner 
Bürger unserem Beispiel!

Doppelte Buchführung
Die scharfe Reaktion des Westens, vor 

allem der Bundesrepublik, hat ULBRICHT 
zu einem gewissen Einlenken veranlaßt. 
Vor der Volkskammer gab er sich in der 
Form gemäßigter, in der Sache jedoch 
wenig verändert. Das aber ist nur die 
eine Seite der Medaille.

Auf der anderen Seite läuft der Zeit­
plan weiter, nach dem der Provokations­
feldzug vor ein paar Wochen begann: 
O Die Alarmbereitschaft der Zonenluft­

waffe wurde verschärft, jetzt müssen 
sogar Piloten in vollem Dreß bei den 
Maschinen schlafen, um jederzeit zu 
Alarmstarts bereit zu sein.

O Auf den Eisenbahnstrecken der Zone 
rollen Militärtransporte hin und her.

O Die Kampfgruppen haben einen Mob- 
Befehl für Mitte Oktober erhalten, 
wobei von „großen Übungen", an­

derenorts aber von der „entscheiden­
den Bewährungsprobe" gesprochen 
wird.

O Aus dem Lebensmittelaufkommen 
werden ohne Rücksicht auf die Ver­
sorgungslage große Entnahmen für 
eine „strategische Reserve" en« 
nommen.

O In Thüringen sind große militärische 
Geheimbauten forciert worden, bei 
denen die Bevölkerung von Raketen­
basen munkelt.

O Die Einberufung von Reservisten läuft 
weiter.

Diese und ähnliche Fakten beweisen, 
daß der alte Zeitplan noch gültig und 
nicht außer Kraft gesetzt ist. ULBRICHT 
selbst ließ sich im Kreis führender Funk­
tionäre so aus, daß man im Kampf um 
Berlin „alles unternehmen" könne, so­
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lange man das „Sternenbanner unan­
getastet" ließe. Und er sprach weiter da­
von, daß die Zeit nicht fern sei, daß die 
durch Berlin laufende Sektorengrenze ge­
schlossene Staatsgrenze werde, die auch 
von den Ost- und Westberlinern zu re­
spektieren sei.

Daß der Provokationskurs weiterläuft, 
dürfte mehrere Ursachen haben. Es geht 
der SED-Führung nicht nur um den 
außenpolitischen Aspekt, auch die inner­
politische Einschüchterung, die Demon­
stration der Stärke gegen die eigene Be­
völkerung spielt eine Rolle dabei. Die 
Unruhe in den Betrieben und den Kol­
chosen wächst ebenso wie die Zersetzung 
■er Kader. Die nackte Notwendigkeit der 
„Flucht nach vorne", wie ULBRICHTs 
Provokationspolitik mit Recht bezeichnet 
wird, besteht unverändert weiter.

Aber dennoch ist ULBRICHTs Rück­
zugsmanöver, das er unabhängig von den 
konkreten Vorbereitungen zur Konflikt­
provokation angedeutet hat, mehr als 
bloße Tarnung. Die Einschätzung der 
Lage, die Analyse der Situation, wie sie 
das Politbüro vor Herausgabe der Pro­
vokationsbefehle gegeben hat, stimmt 
nicht mehr. Das hat eine gewisse Ver­
wirrung ausgelöst.

Der LENIN-Epigone aus Sachsen hatte 
geglaubt, seine neuen Provokationen 
würden nur mit leeren Protesten beant­
wortet, im übrigen aber solchen 
Schrecken in Westberlin und der Bundes­
republik verbreiten, daß er seine 
„Salami"-Taktik, Stück für Stück von den 

Berlin-Rechten abzuschneiden, ungestört 
durchführen könnte. Die Gegenaktion der 
Bundesrepublik, vor allem aber die ent­
schiedene Gemeinsamkeit aller demo­
kratischen Kräfte in dieser Frage, hat die 
Situation mit einem Schlag verändert. 
Die SED mußte einsehen, daß ihre Politik 
zu einem ernsten Risiko zu werden be­
ginnt, auch wenn man — um mit UL­
BRICHT zu sprechen — „das Sternen­
banner unangetastet läßt".

Pankow steckt in einer seltenen 
Klemme: Auf der einen Seite gibt es 
harte materielle Gründe, die eine Fort­
setzung des Provokationskurses zu einer 
Frage der inneren Selbstbehauptung und 
der äußeren Selbstbestätigung macht; auf 
der anderen Seite bringt der Provo­
kationskurs solche Risiken von außen, 
daß hier ein Rückzug ebenso dringend 
geraten scheint.

Zwischen beiden Notwendigkeiten und 
Gefahren muß das Zentralkomitee ma­
növrieren, und dieses Manövrieren wird 
auch dadurch nicht leichter, daß die Mos­
kauer Führung zur Zeit ebenfalls tak­
tiert und sich nicht festlegt. Das ist ein 
echtes Dilemma.

Natürlich wird die Position ULBRICHTs 
dadurch nicht besser, aber er wird dabei 
durchaus nicht ungefährlicher. Wachsam­
keit und Einigkeit im Westen, dazu die 
Entschlossenheit, mit Härte jeden An­
schlag zurückzuweisen und eine offensive 
Politik zu treiben — das alles bleibt für 
uns weiter Gebot der Stunde.

^Republikflucht: Der Bürgermeister als Spitzel
Um die Flucht besonders der ländlichen 

Bevölkerung zu verhindern, sind die Bür­
germeister der kleinen Zonengemeinden 
angewiesen worden, eine Vielzahl von 
Uberwachungsmaßnahmen einzuleiten. 
Neben den Organen der allgemeinen 
Polizei und des SSD soll der Bürger­
meister Maßnahmen durchführen, die 
eine Verhinderung der sogenannten 
Republikflucht ermöglichen.

In Zusammenarbeit mit dem Abschnitts­
bevollmächtigten der Volkspolizei haben 

die Bürgermeister zuverlässige Leute 
regelmäßig mit dem Sammeln folgender 
Informationen über die Dorfbewohner zu 
betrauen:
® Wer erhält regelmäßig Post aus West­

deutschland oder Westberlin?
• Wer macht sich durch Abhebung 

größerer Beträge von seinen Konten 
verdächtig?

• Wer fährt öfter nach Westberlin?
• Wer verkauft Gegenstände seines per- 

• sönlichen Eigentums?
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Diese Tätigkeit der zonalen Bürger­
meister kleiner Gemeinden ist für das 
Regime schon deshalb von großer Bedeu­
tung, weil viele Dörfer keine eigene 
Polizeistation haben, von einem SSD- 
Stützpunkt ganz zu schweigen. Der Zivil­
bürgermeister wird also in den Dienst 
der polizeilichen Unterdrückung gestellt.

Neu ist auch die Meldepflicht des Bür­
germeisters, der nach jüngsten Anwei­
sungen gehalten ist, bei Bekanntwerden 
eines Falles von Republikflucht in seinem 
Ort einen eigenen Ermittlungsbericht an­
zufertigen, der u. a. genaue 'Auskünfte 

über alle Verwandten und Bekannten des 
Geflohenen verlangt. Ferner muß ange­
geben werden, wer gegebenenfalls von 
den Fluchtvorbereitungen gewußt haben 
kann und warum der Betreffende nicht 
rechtzeitig überwacht wurde. Die neue 
Form der Ermittlungsberichte stürzt viele 
Dorfbürgermeister in schwere Gewissens­
konflikte, da sie kaum anzufertigen, sind; 
ohne Mitbürger schwer zu belasten.

Die Ermittlungsberichte müssen an die 
Abteilung für Inneres beim Rat des 
Kreises gerichtet werden, die eine Art 
Koordinierungsstelle zwischen SSD, 
Polizei und Staatsanwaltschaft ist.

Bezirkliche Nachrichten:

Glatze? Ergrauen?
Es fehlt Kopf Hautpflege!

mH-/-la,a,rOjcliva,lor—
Vom Friseur 
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